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1.Â Â  Â Die Klage wird abgewiesen.

2.Â Â  Â Die Beteiligten haben einander keine Kosten zu erstatten.

Tatbestand

Die Beteiligten streiten darum, ob die Beklagte dem KlÃ¤ger eine GynÃ¤komastie-
Operation als Sachleistung gewÃ¤hren muss.

Der KlÃ¤ger ist bei der Beklagten gesetzlich krankenversichert. Am 4.3.2019
beantragte der KlÃ¤ger die streitgegenstÃ¤ndliche Operation. Er begrÃ¼ndete dies
damit, dass er einen MÃ¤nnerbusen habe und dass er tastbare knotige und
zunehmend schmerzhafte VerÃ¤nderungen an der Brust habe. Das Brustwachstum
habe er seit der PubertÃ¤t. Daher beantrage er eine beidseitige Mastektomie
inklusive volumenreduzierender und bruststraffender MaÃ�nahmen. Die Beklagte
gab ein Gutachten des Medizinischen Dienstes der Krankenversicherung (MDK) in
Auftrag. Der MDK kam in dem Gutachten vom 1.4.2019 zu dem Ergebnis, dass eine
Notwendigkeit der Brustoperation nicht nachzuvollziehen sei. Die vorgetragenen
Schmerzen wÃ¼rden sich nicht nachvollziehen lassen. EntzÃ¼ndliche
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VerÃ¤nderungen oder maligne Prozesse wÃ¼rden nicht vorliegen. Mit Bescheid
vom 2.4.2019 lehnte die Beklagte den Antrag des KlÃ¤gers ab. Die Beklagte
stÃ¼tzte sich auf das Gutachten des MDK.

Der KlÃ¤ger legte Widerspruch ein. Er sei im Alltag durch die GynÃ¤komastie
eingeschrÃ¤nkt. Er habe leicht brennende, kribbelnde Missempfindungen und
BerÃ¼hrungsempfindlichkeit im Bereich der Brustwarzen, Druckschmerz und
SpannungsgefÃ¼hl und zeitweise auch â��ziehendeâ�� Schmerzen in Ruhe sowie
in Bewegung (z.B. beim Joggen). Die Beklagte gab ein weiteres Gutachten des MDK
in Auftrag. Der MDK kam weiterhin zu dem Ergebnis, dass die Voraussetzungen
fÃ¼r die gewÃ¼nschte Operation nicht vorliegen wÃ¼rden. Die Behandlung der
GynÃ¤komastie umfasse primÃ¤r die konkrete Ursache der BrustvergrÃ¶Ã�erung,
etwa das Absetzen von Medikamenten, die ErnÃ¤hrungsumstellung oder die
Hormonsubstitution. Aus der Literatur ergebe sich, dass sich bei ausgeprÃ¤gter
GynÃ¤komastie Beschwerden wie DruckgefÃ¼hl, Schmerzen oder
Ã�berempfindlichkeit entwickeln kÃ¶nnten. Bei dem KlÃ¤ger lÃ¤ge aber nur eine
leichtgradige BrustvergrÃ¶Ã�erung vor. FÃ¼r die weiteren Einzelheiten des
Gutachtens wird auf Bl. 19 bis 23 der Verwaltungsakte Bezug genommen. Nach
einer erneuten Vorlage des Falles beim MDK wies die Beklagte den Widerspruch des
KlÃ¤gers mit Widerspruchsbescheid vom 13.12.2019 zurÃ¼ck. Die Beklagte
stÃ¼tzte sich auf die Gutachten des MDK.

Der KlÃ¤ger hat am 27.12.2019 Klage vor dem Sozialgericht Darmstadt erhoben.Â 

Der KlÃ¤ger verweist auf sein Vorbringen im Verwaltungsverfahren. ErgÃ¤nzend
fÃ¼hrt er aus, dass er die Operation fÃ¼r medizinisch notwendig halte. Der Befund
sei entstellend. Er belaste den KlÃ¤ger auch psychisch. Es handele sich nicht nur
um einen kosmetischen Eingriff.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�:Â 

1.Â Â  Â Der Bescheid der Beklagten vom 2.4.2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 13.12.2019 wird aufgehoben.
2.Â Â  Â Die Beklagte wird verurteilt, dem KlÃ¤ger eine GynÃ¤komastie-Operation
als Sachleistung zu gewÃ¤hren.

Die Beklagte beantragt,Â 

die Klage abzuweisen.

Die Beklagte verweist auf den Inhalt ihrer Bescheide und auf die Gutachten des
MDK. ErgÃ¤nzend fÃ¼hrt die Beklagte aus, dass valide Kriterien fÃ¼r die vom
KlÃ¤ger behauptete Schmerzen fehlen wÃ¼rden.Â 

Das Gericht hat sodann Befundberichte bei dem behandelnden Allgemeinmediziner
E. D. eingeholt und bei der Asklepios Klinik in D-Stadt. FÃ¼r die Einzelheiten der
Befundberichte wird auf Bl. 43 bis 52 der Gerichtsakte Bezug genommen.Â 
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Das Gericht hat sodann ein Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. H. eingeholt.
Der SachverstÃ¤ndige kam zu dem Ergebnis, dass die einzig sinnvolle
BehandlungsmaÃ�nahme die operative Mastektomie sei. Diese sei notwendig. Eine
dauerhafte symptomatische Behandlung beinhalte die Gefahr von
MagenschleimhautverÃ¤nderungen und der SchÃ¤digung des Blutbildes. Es liege
eine leichte Entstellung vor. FÃ¼r die Einzelheiten des Gutachtens wird auf Bl. 65
bis 73 der Gerichtsakte Bezug genommen. Die Beklagte war mit dem Gutachten des
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. H. nicht einverstanden. Es wÃ¼rden objektive Befunde
fehlen. Die Beklagte legte ein weiteres Gutachten des MDK vom 12.11.2021 vor.
FÃ¼r die Einzelheiten des Gutachtens wird auf Bl. 81 bis 84 der Gerichtsakte Bezug
genommen. Das Gericht hat sodann ein ErgÃ¤nzungsgutachten des
SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. H. eingeholt. Auf Bl. 90 bis 91 der Gerichtsakte wird
Bezug genommen. Die Beklagte legte eine weitere Stellungnahme des MDK vor.

Der KlÃ¤ger stimmte mit Schreiben vom 10.6.2022 einer Entscheidung ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung zu. Die Beklagte stimmte am 15.6.2022 ebenfalls zu.Â 

Zur ErgÃ¤nzung des Tatbestandes wird Bezug genommen auf den Inhalt der
Verwaltungsakte sowie auf den Inhalt der Gerichtsakte.Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Das Gericht konnte gemÃ¤Ã� Â§ 124 Abs. 2 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ohne
mÃ¼ndliche Verhandlung durch Urteil entscheiden. Alle Beteiligten haben
gegenÃ¼ber dem Gericht ausdrÃ¼cklich, eindeutig und vorbehaltlos erklÃ¤rt, dass
sie mit einer Entscheidung des Gerichts durch Urteil ohne mÃ¼ndliche Verhandlung
einverstanden sind.

Die Klage des KlÃ¤gers ist zulÃ¤ssig, aber unbegrÃ¼ndet. Streitgegenstand der
Klage ist der Bescheid der Beklagten vom 2.4.2019 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 13.12.2019 sowie das Begehren des KlÃ¤gers, die
Beklagte zu verurteilen, ihn mit einer GynÃ¤komastie-Operation als Sachleistung zu
versorgen (dazu unter 1). Rechtsgrundlage fÃ¼r den geltend gemachten Anspruch
sind Â§Â§ 27 ff. FÃ¼nftes Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) (dazu unter 2). Die
Voraussetzungen fÃ¼r die Versorgung des KlÃ¤gers mit einer GynÃ¤komastie-
Operation liegen jedoch nicht vor (dazu unter 3). Daher ist der Klage abzuweisen
(dazu unter 4).

1.
Streitgegenstand der Klage ist der Bescheid der Beklagten der Bescheid der
Beklagten vom 2.4.2019 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13.12.2019
sowie das Begehren des KlÃ¤gers, die Beklagte zu verurteilen, ihn mit einer
GynÃ¤komastie-Operation als Sachleistung zu versorgen. Dieses Rechtsschutzziel
kann der KlÃ¤ger in zulÃ¤ssiger Weise nur mit der kombinierten Anfechtungs- und
Leistungsklage erreichen (vgl. Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG sowie BSG, Urteil
vom 17.6.2021 â�� B 3 KR 12/19 R â�� juris Rn. 8).

2.
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Rechtsgrundlage fÃ¼r den vom KlÃ¤ger geltend gemachten Anspruch sin die Â§Â§
27 ff SGB V. FÃ¼r die einzelnen Leistungsarten bestimmt Â§ 27 Abs. 1 SGB V, dass
ein Anspruch auf Krankenbehandlung besteht, wenn sie notwendig ist, um eine
Krankheit zu erkennen, zu heilen, ihre Verschlimmerung zu verhÃ¼ten oder
Krankheitsbeschwerden zu lindern. Eine Krankheit im Sinne des Â§ 27 Abs. 1 SGB V
ist ein regelwidriger, vom Leitbild eines gesunden Menschen abweichender KÃ¶rper-
oder Geisteszustand, welcher der Ã¤rztlichen Behandlung bedarf oder den
Betroffenen arbeitsunfÃ¤hig macht. Die Krankenbehandlung im Sinne der Â§Â§ 27ff.
SGB V umfasst dabei unter anderem die ambulante Ã¤rztliche Behandlung (Â§ 28
SGB V) sowie die Krankenhausbehandlung (Â§ 39 Abs. 1 SGB V). Dabei setzt Â§ 12
Abs. 1 SGB V voraus, dass Leistungen ausreichend, zweckmÃ¤Ã�ig und
wirtschaftlich sein mÃ¼ssen und das MaÃ� des Notwendigen nicht Ã¼berschreiten
dÃ¼rfen. Leistungen, die nicht notwendig oder unwirtschaftlich sind, kÃ¶nnen
Versicherte nicht beanspruchen, dÃ¼rfen die Leistungserbringer nicht bewirken und
die Krankenkassen nicht bewilligen. MaÃ�geblich ist dabei der Zeitpunkt der
Leistungsbeschaffung bzw. der Leistungserbringung (BSG, Urteil vom 8.7.2015 â�� 
B 3 KR 5/14 R â�� juris Rn. 18; BSG, Urteil vom 13.12.2016 â�� B 1 KR 1/16 R â��
juris Rn. 23).

3.Â 
Die dargestellten Voraussetzungen fÃ¼r eine GynÃ¤komastie-Operation des
KlÃ¤gers liegen nach Auffassung der Kammer hier nicht vor. Der KlÃ¤ger kann sich
nicht darauf berufen, dass bei ihm eine Entstellung vorliegt (dazu unter a bis b). Das
Gericht ist zudem nicht davon Ã¼berzeugt, dass bei dem KlÃ¤ger eine operative
Behandlung medizinisch notwendig ist (dazu unter c). SchlieÃ�lich kann sich der
KlÃ¤ger auch nicht mit Erfolg darauf berufen, dass ihn die GynÃ¤komastie
psychisch belastet (dazu unter d).Â 

a) Nach der stÃ¤ndigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts gilt, dass
Krankheitswert im Rechtssinne nicht jeder kÃ¶rperlichen UnregelmÃ¤Ã�igkeit
zukommt. Erforderlich ist vielmehr, â��dass der Versicherte in seinen
KÃ¶rperfunktionen beeintrÃ¤chtigt wird oder dass er an einer Abweichung vom
Regelfall leidet, die entstellend wirktâ�� (stRsp; vgl. nur BSG, Urteil vom 27.8.2019
â�� B 1 KR 37/18 R â�� juris Rn. 8).

b) Das Gericht ist der Auffassung, dass der KlÃ¤ger sich jedenfalls nicht darauf
berufen kann, dass er aufgrund seiner vergrÃ¶Ã�erten Brust im
krankenversicherungsrechtlichen Sinne entstellt ist.Â 

Denn um eine Entstellung annehmen zu kÃ¶nnen, genÃ¼gt nicht jede kÃ¶rperliche
AnomalitÃ¤t. VielmehrÂ 

â��muss es sich objektiv um eine erhebliche AuffÃ¤lligkeit handeln, die
naheliegende Reaktionen der Mitmenschen wie Neugier oder Betroffenheit und
damit zugleich erwarten lÃ¤sst, dass die Betroffene stÃ¤ndig viele Blicke auf sich
zieht, zum Objekt besonderer Beachtung anderer wird und sich deshalb aus dem
Leben in der Gemeinschaft zurÃ¼ckzuziehen und zu vereinsamen droht, sodass die
Teilhabe am Leben in der Gesellschaft gefÃ¤hrdet ist.
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Um eine AuffÃ¤lligkeit eines solchen AusmaÃ�es zu erreichen, muss eine
beachtliche Erheblichkeitsschwelle Ã¼berschritten sein: Es genÃ¼gt nicht allein ein
markantes Gesicht oder generell die ungewÃ¶hnliche Ausgestaltung von Organen,
etwa die Ausbildung eines sechsten Fingers an einer Hand. Vielmehr muss die
kÃ¶rperliche AuffÃ¤lligkeit in einer solchen AusprÃ¤gung vorhanden sein, dass sie
sich schon bei flÃ¼chtiger Begegnung in alltÃ¤glichen Situationen quasi â��im
Vorbeigehenâ�� bemerkbar macht und regelmÃ¤Ã�ig zur Fixierung des Interesses
anderer auf den Betroffenen fÃ¼hrt.â��Â 
(BSG, Urteil vom 28.2.2008 â�� B 1 KR 19/07 R â�� Rn. 13f)

Diese strengen Voraussetzungen erfÃ¼llte der KlÃ¤ger zur Ã�berzeugung des
Gerichts nicht. Denn in â��alltÃ¤glichen Situationen, quasi im Vorbeigehenâ�� ist
nicht vorstellbar, dass irgendjemand die Brustform des KlÃ¤gers bemerkt oder dass
diese gar Reaktionen der Mitmenschen wie Neugier oder Betroffenheit auslÃ¶sen
kann. ZunÃ¤chst vermag das Gericht auf den vorgelegten Farbfotos von der Brust
des KlÃ¤gers nicht im Ansatz eine Entstellung zu erkennen. Die Brust des KlÃ¤gers
erscheint dem Gericht nicht als auffÃ¤llig. Vielmehr handelt es sich um eine
mÃ¤nnliche Brust, wie man sie â�� etwa im Schwimmbad â�� bei vielen MÃ¤nnern
sieht. Daher liegt bereits eine erhebliche AuffÃ¤lligkeit im dargestellten Sinne nicht
vor. In keinster Weise kann davon ausgegangen werden, dass in alltÃ¤glichen
Situationen â�� also im bekleideten Zustand, auf den es hier maÃ�geblich ankommt
â�� die Brust des KlÃ¤gers Reaktionen der Mitmenschen wie Neugier oder
Betroffenheit auslÃ¶sen kann. Dies hÃ¤lt das Gericht fÃ¼r abwegig.

Die Auffassung des Gerichts wird auch von den SachverstÃ¤ndigengutachten des
MDK geteilt, auf die das Gericht ergÃ¤nzend Bezug nimmt. Soweit der
SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. H. von einer â��leichten Entstellungâ�� ausgeht,
vermag dies nicht zu Ã¼berzeugen. Denn der SachverstÃ¤ndige hat offensichtlich
den dargestellten PrÃ¼fungsmaÃ�stab verkannt.Â 

c) Das Gericht vermag zwar der Auffassung der Beklagten nicht zu folgen, dass
aufgrund der GynÃ¤komastie keine Krankheit im krankenversicherungsrechtlichen
Sinne vorliegt. Denn der KlÃ¤ger trÃ¤gt zumindest vor Schmerzen zu haben. Jedoch
ist die Kammer nicht davon Ã¼berzeugt, dass bei dem KlÃ¤ger eine GynÃ¤komastie-
Operation medizinisch notwendig ist.

Diese Auffassung stÃ¼tzt das Gericht auf die insoweit Ã¼berzeugenden Gutachten
des MDK. Der MDK hat insbesondere in dem Gutachten vom 12.11.2021
Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass eine operative Entfernung der Brust keine
geeignete, notwendige und wirtschaftliche Behandlungsmethode ist.
Insbesondere hat der MDK Ã¼berzeugend dargelegt, dass nicht nachgewiesen ist,
dass die nicht-operativen BehandlungsmÃ¶glichkeiten im Falle des KlÃ¤gers
ausgeschÃ¶pft sind. Insbesondere heiÃ�t es in dem Gutachten:

â��Ein umfassende endokrinologische AbklÃ¤rung hat hier aber nicht
stattgefunden. Um hormonelle Ursachen auszuschlieÃ�en, hÃ¤tten weitere
Laborwerte wie FSH, Prolaktin, SHBG und Alpha-Fetoprotein bestimmt werden
mÃ¼ssen. Diese sind in dem Laborbericht vom 7.1.2018 nicht vorliegend.â��

                               5 / 7

https://dejure.org/dienste/vernetzung/rechtsprechung?Text=B%201%20KR%2019/07%20R


 

Dies konnte der SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. H. in seinem ErgÃ¤nzungsgutachten
vom 14.2.2022 auch nicht widerlegen. Er verweist lediglich darauf, dass der
behandelnde Arzt des KlÃ¤gers dies nicht fÃ¼r nÃ¶tig erachte und das Gericht
gegebenenfalls ein endokrinologisches Zusatzgutachten veranlassen mÃ¶ge. Diese
AusfÃ¼hrungen beinhalten keinerlei inhaltliche Auseinandersetzung mit den
medizinischen Argumenten des MDK und vermÃ¶gen daher nicht zu Ã¼berzeugen.
Prof. Dr. H. verkennt zudem, dass die Amtsermittlung des Gerichts im Rahmen des
sozialgerichtlichen Verfahrens nicht dazu dient, eine unzureichende ambulante
Behandlung des KlÃ¤gers zu ersetzen.Â 

Im Ã�brigen hat der MDK Ã¼berzeugend ausgefÃ¼hrt, dass die vom KlÃ¤ger
vorgetragenen Beschwerden und Schmerzen derzeit eine operative Behandlung des
KlÃ¤gers nicht rechtfertigen kÃ¶nnen. Denn der MDK hat nachvollziehbar dargelegt,
dass Schmerzen vor allem zu Beginn der Ausbildung einer GynÃ¤komastie
auftreten, dass der KlÃ¤ger aber behauptet schon seit Ã¼ber 20 Jahren an einer
GynÃ¤komastie zu leiden und dass die Angaben des KlÃ¤gers bezÃ¼glich seiner
Schmerzen unterschiedlich sind und eine dreimalige Schmerzmitteleinnahme pro
Woche eher unproblematisch ist. AuÃ�erdem sei es unwahrscheinlich, dass eine
Mastektomie bei chronifizierten Beschwerden eine Linderung bringen wÃ¼rde.Â 

Diese Ã¼berzeugenden Argumente konnten von dem SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr.
H. auch nicht wiederlegt werden. Insbesondere konnte er in dem
ErgÃ¤nzungsgutachten vom 14.2.2022 keine Argumente vorbringen, dass die vom
KlÃ¤ger gewÃ¼nschte Operation Ã¼berhaupt eine Beschwerdelinderung erwarten
lassen wÃ¼rde. Die bloÃ�e Behauptung, dass die Auffassung der spezialisierten
Brustklinik entscheidend sein mÃ¼sse, vermag das Gericht nicht zu Ã¼berzeugen.
Dabei handelt es sich nicht um stichhaltige medizinische Argumente.

DarÃ¼ber hinaus ist das Gutachten des SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. H. auch
deshalb nicht Ã¼berzeugend, da er vÃ¶llig unkritisch die Angaben des KlÃ¤gers und
die EinschÃ¤tzung der Behandler des KlÃ¤gers als zutreffend Ã¼bernimmt und sie
seinem SachverstÃ¤ndigengutachten zugrunde legt. Er setzt sich hingegen in
keinster Weise mit den Gegenargumenten der Beklagten und des MDK auseinander.
So hat die Beklagte zutreffend darauf hingewiesen, dass der KlÃ¤ger sich wegen
seiner vorgetragenen Schmerzen kaum in Ã¤rztliche Behandlung begeben hat und
dass daher kein groÃ�er Leidensdruck des KlÃ¤gers aufgrund der Schmerzen
nachvollziehbar sei. FÃ¼r dieses Vorbringen der Beklagten spricht insbesondere der
Auszug aus der Patientenakte des Arzte E. D. Daraus ergibt sich, dass der KlÃ¤ger
2017 gar nicht in Behandlung wegen seiner Brust war. Ein vermehrter Arztkontakt
fand nach den vorliegenden Unterlagen nur im Zusammenhang mit der
Beantragung der Brustoperation zwischen November 2018 und Februar 2019 statt.
Dass der Arzt E. D. in irgendeiner Weise eine Behandlung bzgl. der vorgetragenen
Schmerzen der Brust vorgenommen hat oder dem KlÃ¤ger einer Schmerztherapie
oder eine Schmerzmedikation verordnet hat, lÃ¤sst sich dem Auszug aus der
Patientenakte aber gerade nicht entnehmen, ebenso wenig wie dem Befundbericht.
Mit alle dem setzt sich aber auch der SachverstÃ¤ndige Prof. Dr. H. in seinen
Gutachten nicht auseinander. Vielmehr Ã¼bernimmt er unkritisch den Vortrag des
KlÃ¤gers.Â 
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Vor diesem Hintergrund und aus den dargelegten GrÃ¼nden ist fÃ¼r die Kammer
nicht nachgewiesen, dass bei dem KlÃ¤ger eine operative Behandlung der Brust
medizinisch notwendig ist.Â 

d) Auf die behauptete psychische BeeintrÃ¤chtigung kann sich der KlÃ¤ger
ebenfalls nicht mit Erfolg berufen. Denn dieses Argument vermag nach stÃ¤ndiger
Rechtsprechung bereits aus RechtsgrÃ¼nden keinen Anspruch auf die Brust-
Operation zu begrÃ¼nden. Denn das Bundessozialgericht hat bereits ausdrÃ¼cklich
fÃ¼r zahlreiche Fallkonstellationen entschieden, dass die von den Krankenkassen
geschuldete Krankenbehandlung grundsÃ¤tzlich nur solche MaÃ�nahmen umfasst,
die unmittelbar an der eigentlichen Krankheit ansetzen. Bei psychischen
StÃ¶rungen beschrÃ¤nkt sich der Heilbehandlungsanspruch deshalb im Allgemeinen
auf eine Behandlung mit Mitteln der Psychiatrie und Psychotherapie und schlieÃ�t
operative Eingriffe gerade nicht ein (vgl. mit einem Ã�berblick Ã¼ber die
Rechtsprechung des Bundessozialgerichts: Noftz in: Hauck/Noftz, SGB, 09/14, Â§ 52
SGB V, Rn. 28f, etwa zur operativen â��BeinverlÃ¤ngerungâ��,
â��Hodenprotheseâ��, â��BrustvergrÃ¶Ã�erungâ��, â��Brustverkleinerungâ�� und
â��Brustangleichung bei prothetisch ausgleichsfÃ¤higer Asymmetrieâ��). Es ist
fÃ¼r das Sozialgericht kein Grund ersichtlich, von dieser Rechtsprechung des
Bundessozialgerichts abzuweichen.

4.
Aus den dargelegten GrÃ¼nden ist der Klage des KlÃ¤gers abzuweisen.

Es liegen keine Anhaltspunkte vor, die das Gericht zu weiteren Ermittlungen
drÃ¤ngen.Â 

5.
Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Verfahrens.Â 
Â 

Erstellt am: 05.09.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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